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KURZE BEGRÜNDUNG 

2008 wurden im Rahmen der Internationalen Seeschifffahrtsorganisation (IMO) neue 

Höchstwerte für den Schwefelgehalt von Schiffskraftstoffen vereinbart. Es wurde festgelegt, 

den für Überwachungsgebiete für Schwefelemissionen (SECA) geltenden Höchstwert von 

1,5 % ab 1. Juli 2010 auf 1 % und ab 1. Januar 2015 auf 0,1 % zu herunterzusetzen. Zu den 

SECA der EU gehören die Ost- und die Nordsee sowie der Ärmelkanal. 

Der für andere Seegebiete geltende Grenzwert von 4,5 % wird ab 1. Januar 2012 auf 3,5 % 

und ab 1. Januar 2020 auf 0,5 % heruntergesetzt. Sollte die für das Jahr 2018 angesetzte 

Überprüfung ergeben, dass bei Angebot und Nachfrage in Bezug auf die entsprechenden 

Kraftstoffe Unstimmigkeiten bestehen, so könnte der Zeitpunkt, ab dem der Höchstwert von 

0,5 % gilt, um fünf Jahre verschoben werden. 

Im Linienverkehr eingesetzte Fahrgastschiffe müssen die für SECA geltenden Grenzwerte 

unabhängig davon, ob sie in diesen Gebieten verkehren, einhalten. Die Kommission schlägt 

vor, dass für diese Schiffe ab 2020 ein Höchstwert von 0,1 % gelten sollte. Mit der um fünf 

Jahre verzögerten Einführung der neuen Grenzwerte für die SECA sollen Probleme 

vermieden werden, die sich im Zusammenhang mit der Kraftstoffversorgung ergeben 

könnten. 

Internationale Verpflichtungen 

Da die EU-Mitgliedstaaten sich für strengere IMO-Grenzwerte und die Ausweisung von drei 

europäischen SECA ausgesprochen haben, scheint es klar, dass die EU-Rechtsvorschriften an 

die internationalen Verpflichtungen angeglichen werden müssen. Wenn dies nicht geschieht, 

würde nicht nur Rechtsunsicherheit entstehen; die Verhandlungsführer der Union würden in 

der IMO und anderen internationalen Foren an Glaubwürdigkeit verlieren und kaum 

überzeugend sein, wenn sie Dritte für die Annahme und Durchsetzung der internationalen 

Normen zu gewinnen versuchen.  

Nutzen für die Gesundheit 

Darüber hinaus sollten die niedrigeren Schwefelgrenzwerte zu deutlichen Verbesserungen in 

Bezug auf die Gesundheit der europäischen Bürger führen. Die von der Kommission 

durchgeführte Kosten-Nutzen-Analyse ergibt, dass durch einen Grenzwert von 0,1 % in den 

SECA 2020 mehr als 17 000 vorzeitige Todesfälle pro Jahr vermieden würden. Außerdem 

würden Atemwegserkrankungen bei Weitem seltener auftreten. 

Da Fahrgastschiffe im Linienverkehr in der Regel nahe den Küsten verkehren, würde ein 

Grenzwert von 0,1 % sich stark auf die Luftqualität in den Küstenregionen auswirken und 

scheint daher gerechtfertigt. 

In Anbetracht der überzeugenden Vorteile, die der strengere Grenzwert für die Gesundheit 

bringt, stellt sich sogar die Frage, ob die niedrigeren Schwefelgrenzwerte nicht auch für 

andere europäische Meere gelten sollten. 

Fairer Wettbewerb 
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Mit einer Ausdehnung des geographischen Geltungsbereichs des Grenzwerts von 0,1 % 

würde auch den Bedenken Rechnung getragen, die sich aus der Tatsache ergeben, dass für 

verschiedene europäische Küstengewässer unterschiedliche Grenzwerte gelten. Es lässt sich 

argumentieren, dass in den SECA tätige Schifffahrtsunternehmen dadurch im Wettbewerb 

gegenüber Unternehmen in anderen Seegebieten oder im Vergleich zum Landverkehr 

benachteiligt sind. 

  

Die EU könnte die Emissionen bis zu einer bestimmten Entfernung von der Küste 

beschränken, ohne dass eine entsprechende Bestätigung durch die IMO erforderlich wäre. 

Dabei besteht jedoch die Gefahr, dass sich der Verkehr von den europäischen Häfen zu den 

Häfen Nordafrikas verlagert. Im Falle der Festlegung einer 200-Meilen-Zone durch die 

Vereinigten Staaten und Kanada wurde bei der IMO eine entsprechende Ausweisung des 

Gebiets beantragt. 

Daher sollten auch die Mitgliedstaaten und die Kommission darauf hinwirken, dass weitere 

europäische Seegebiete von der IMO als SECA ausgewiesen werden.  

Aufrechterhaltung der Wettbewerbsfähigkeit des Seeverkehrs 

Das Europäische Parlament hat sich stets für die Förderung des Seeverkehrs eingesetzt, da er 

die Umwelt weniger stark belastet. Eine durch die niedrigeren Schwefelgrenzwerte bedingte 

Rückverlagerung des Frachtverkehrs bei bisher auf dem Seeweg beförderten Gütern auf die 

Straße (also eine so genannte „modale Rückverlagerung“) wäre angesichts der 

Umweltbelastung (vor allem durch Treibhausgase) und der vermehrten Staubildung absolut 

nicht wünschenswert. 

Verschiedene Studien sind bei der Abschätzung der Auswirkungen, die die neuen Grenzwerte 

in Bezug auf den Anteil des Seeverkehrs am Frachtverkehr voraussichtlich haben würden, zu 

äußerst unterschiedlichen Ergebnissen gelangt. Eines scheint jedoch klar: Die Auswirkungen 

sind davon abhängig, was im Einzelfall transportiert wird und auf welchem Transportweg 

dies geschieht. Bei Waren mit einem relativ hohen Volumen-Wert-Verhältnis (wie Holz oder 

Erz) wären die Auswirkungen schwerwiegender als bei Industrieerzeugnissen. Daher sollte es 

unter Umständen gezielte Unterstützung geben. 

Das IMO-Übereinkommen und der Vorschlag der Kommission leisten bereits einen Beitrag, 

um die Auswirkungen auf die Wettbewerbsfähigkeit des Seeverkehrs abzufedern, indem sie 

emissionsmindernde Verfahren (so genannte „Abgaswäscher“ oder 

„Abgasreinigungssysteme“) oder Kraftstoffmischungen mit Flüssigerdgas (LNG) zulassen. 

Dadurch wird Schifffahrtsunternehmen die Möglichkeit gegeben, sich je nach Alter und 

Größe des Schiffes und des Transportwegs, den es voraussichtlich nehmen wird, für die 

günstigste Methode zur Einhaltung der Grenzwerte zu entscheiden. 

Schiffseigner und Ausrüstungsanbieter sind, was die Verfügbarkeit und die Zuverlässigkeit 

von Abgaswäschern betrifft, unterschiedlicher Meinung. Die Einführung des Grenzwerts von 

0,1 % weiter hinauszuzögern, würde jedoch bedeuten, dass weniger Anreiz für die in diesem 

Bereich notwendige Forschung und Entwicklung besteht. Außerdem würde das allgemein zu 

Mutmaßungen darüber führen, ob der bereits einmal verschobene Einführungstermin 

eventuell noch ein weiteres Mal verschoben wird. Dadurch würde die Grundlage für 

Investitionen in diese Technologie weiter untergraben. 
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Was die Verwendung von LNG betrifft, entspricht die Lage dem Henne-Ei-Problem, denn die 

Schiffseigner sind nicht gewillt, ihre Schiffe so aufzurüsten, dass LNG eingesetzt werden 

kann, solange sie nicht die Gewähr haben, dass genügend Häfen sie entsprechend versorgen 

können – während die Häfen nicht zu entsprechenden Investitionen bereit sind, solange in 

Bezug auf die Nachfrage Unsicherheit herrscht. Mit Unterstützung in Form staatlicher 

Beihilfen, durch TEN-V und/oder „Marco Polo“ ließe sich dieses Problem ggf. lösen.  

Die IMO erarbeitet zurzeit eine neue Regelung für LNG und vergleichbare Kraftstoffe. Die 

Regelung soll 2014 zusammen mit der nächsten überarbeiteten Fassung des Übereinkommens 

zum Schutz des menschlichen Lebens auf See eingeführt werden. LNG ist ein sauberer 

Kraftstoff und verursacht nahezu keine Schwefeldioxidemissionen. Daher sollten die 

Mitgliedstaaten vor allem darauf achten, dass wirklich genügend LNG-Kraftstoff verfügbar 

ist und alle Sicherheitsvorschriften eingehalten werden können – das Schiff also 

beispielsweise betankt werden kann, während Passagiere an oder von Bord gehen. 

Fazit 

Ungeachtet der Herausforderung, die die neuen Grenzwerte für Schiffseigner, Betreiber und 

Häfen darstellen, muss die EU ihren internationalen Verpflichtungen nachkommen und den 

Grenzwert von 0,1 % ab 2015 einführen. Die Hälfte der Vorbereitungsphase für die 

Einführung dieses Grenzwerts ist bereits verstrichen. Jetzt geht es darum, dass die 

Kommission das Instrumentarium der Begleitmaßnahmen weiterentwickelt und die Branche 

den Spielraum nutzt, den die Optionen schwefelarmer Kraftstoff, Abgaswäscher oder LNG 

bieten. 

 

ÄNDERUNGSANTRÄGE 

Der Ausschuss für Verkehr und Fremdenverkehr ersucht den federführenden Ausschuss für 

Umweltfragen, Volksgesundheit und Lebensmittelsicherheit, folgende Änderungsanträge in 

seinen Bericht zu übernehmen: 

Änderungsantrag 1 

Vorschlag für eine Richtlinie – Änderungsrechtsakt 

Erwägung 4 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(4) Gemäß der Richtlinie 1999/32/EG legt 

die Kommission dem Europäischen 

Parlament und dem Rat einen Bericht über 

die Durchführung der Richtlinie und 

gegebenenfalls Änderungsvorschläge vor, 

insbesondere im Hinblick auf die 

(4) Gemäß der Richtlinie 1999/32/EG legt 

die Kommission dem Europäischen 

Parlament und dem Rat einen Bericht über 

die Durchführung der Richtlinie und 

gegebenenfalls Änderungsvorschläge vor, 

insbesondere im Hinblick auf die 
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Absenkung der Schwefelgrenzwerte für 

Schiffskraftstoffe, die in SOx-Emissions-

Überwachungsgebieten verwendet werden, 

wobei die Arbeiten im Rahmen der 

Internationalen Seeschifffahrtsorganisation 

(IMO) zu berücksichtigen sind. 

Absenkung der Schwefelgrenzwerte für 

Schiffskraftstoffe, die in SOx-Emissions-

Überwachungsgebieten verwendet werden 

und im Einklang mit den Arbeiten der 

Internationalen Seeschifffahrtsorganisation 

(IMO). 

Begründung 

Die Senkung der Schwefelgrenzwerte für Schiffskraftstoffe erfolgt auf Beschluss der IMO und 

ist eine wichtige Aufgabe, die auf internationaler Ebene getroffen werden sollte.  Die 

Kommission sollte in ihrem Vorschlag die internationale Dimension hervorheben und nicht 

etwa den Eindruck vermitteln, die Arbeiten der IMO seien nur nachrangig und entsprechende 

Beschlüsse könnten ohne vorherige Unterrichtung der anderen internationalen 

Interessenträger geändert werden. 

 

Änderungsantrag 2 

Vorschlag für eine Richtlinie – Änderungsrechtsakt 

Erwägung 4 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (4a) Die Kommission muss anhand der 

Berichte der Mitgliedstaaten auch 

bewerten, wie sich die Einhaltung der 

Grenzwerte durch den Seeverkehrssektor 

auswirkt, damit sie vorab geeignete 

Begleitmaßnahmen planen kann, und im 

Rahmen dieser Bewertung insbesondere 

Studien über die Verfügbarkeit von 

Kraftstoffen, deren Preise, die Risiken 

einer Rückverlagerung auf andere 

Verkehrsträger und die Auswirkungen 

der in dieser Richtlinie vorgesehenen 

Maßnahmen auf sämtliche 

Wirtschaftsteilnehmer des 

Seeverkehrssektors durchführen. Anhand 

der entsprechenden Ergebnisse könnte 

eine Klarstellung der Vorschläge der 

Kommission herbeigeführt werden, 

sowohl in Bezug auf die praktische 

Anwendung des Instrumentariums, das in 

der Arbeitsunterlage der 

Kommissionsdienststellen vom 

16. September 2011 („Pollutant emission 

reduction from maritime transport and 
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the sustainable waterborne transport 

toolbox“) vorgestellt wird, als auch in 

Bezug auf die Umsetzung der Regelungen 

für einen nachhaltigen Transport auf den 

See- und Wasserwegen. 

Begründung 

Die Begleitmaßnahmen dürften unverzichtbar sein, wenn der Sektor bei der Anpassung 

unterstützt werden soll – und genau darum geht es in der Miteilung der Kommission 

(COM(2011)441). Es ist wichtig, dass der Seeverkehr nicht abnimmt und auch vorab bewertet 

wird, wie sich die Einhaltung der Grenzwerte dieser Richtlinie durch den Sektor auswirkt, um 

mögliche und geeignete Maßnahmen in der logischen Folge des Vorschlags der Kommission 

zu den Begleitmaßnahmen für die Unternehmen des Sektors vorzusehen. 

 

Änderungsantrag 3 

Vorschlag für eine Richtlinie – Änderungsrechtsakt 

Erwägung 4 b (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (4b) Bei einigen Verfahren zur 

Minderung der SOx-Emissionen entstehen 

Abfallprodukte, vor allem Abwasser, das 

Quecksilber, Selen und andere 

Spurenelemente enthalten kann, sodass 

das Abwasser vor der Ableitung unter 

Umständen behandelt werden muss. Die 

Kommission sollte Leitlinien für den 

harmonisierten Aufbau von 

entsprechenden Annahmestellen in den 

Häfen der EU erlassen. 

Begründung 

Während mit SOx-Abgasreinigungssystemen durchaus eine Senkung der Emissionen erzielt 

werden kann, entstehen dabei Abfallprodukte, die nicht in Gewässer abgeleitet werden 

sollten. Die Kommission sollte in den Häfen der EU den Aufbau der Infrastruktur fördern, die 

zur Annahme und Behandlung des Abwassers von Abgasreinigungssystemen notwendig ist. 
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Änderungsantrag 4 

Vorschlag für eine Richtlinie – Änderungsrechtsakt 

Erwägung 6 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(6) Die revidierte Anlage VI zum 

MARPOL-Übereinkommen sieht u. a. 

striktere Schwefelgrenzwerte für 

Schiffskraftstoffe in SOx-Emissions-

Überwachungsgebieten (1,00 % ab 1. Juli 

2010 und 0,10 % ab 1. Januar 2015) sowie 

in Seegebieten außerhalb der SOx-

Emissions-Überwachungsgebiete (3,5 % ab 

1. Januar 2012 und – im Prinzip – 0,50 % 

ab 1. Januar 2020) vor. Die meisten 

Mitgliedstaaten müssen aufgrund ihrer 

internationalen Verpflichtungen Schiffen in 

SOx-Emissions-Überwachungsgebieten ab 

1. Juli 2010 die Verwendung von 

Kraftstoffen mit einem maximalen 

Schwefelgehalt von 1,00 % vorschreiben. 

Um die Übereinstimmung mit 

internationalem Recht zu gewährleisten 

und in der Union eine ordnungsgemäße 

Durchsetzung der neuen global 

festgesetzten Normwerte für den 

Schwefelgehalt sicherzustellen, sollten die 

Bestimmungen der Richtlinie 1999/32/EG 

an die revidierte Anlage VI zum 

MARPOL-Übereinkommen angeglichen 

werden. Um eine Mindestqualität von 

Kraftstoffen zu gewährleisten, die von den 

Schiffen zur Einhaltung der Kraftstoff- 

oder der Technologieauflagen verwendet 

werden, sollten Schiffskraftstoffe, deren 

Schwefelgehalt den allgemeinen 

Normwert von 3,5 Massenhundertteilen 

überschreitet, in der Union nicht 

verwendet oder in Verkehr gebracht 

werden dürfen. 

(6) Die revidierte Anlage VI zum 

MARPOL-Übereinkommen sieht u. a. 

striktere Schwefelgrenzwerte für 

Schiffskraftstoffe in SOx-Emissions-

Überwachungsgebieten (1,00 % ab 1. Juli 

2010 und 0,10 % ab 1. Januar 2015) sowie 

in Seegebieten außerhalb der SOx-

Emissions-Überwachungsgebiete (3,5 % ab 

1. Januar 2012 und – im Prinzip – 0,50 % 

ab 1. Januar 2020) vor. Die meisten 

Mitgliedstaaten müssen aufgrund ihrer 

internationalen Verpflichtungen Schiffen in 

SOx-Emissions-Überwachungsgebieten ab 

1. Juli 2010 die Verwendung von 

Kraftstoffen mit einem maximalen 

Schwefelgehalt von 1,00 % vorschreiben. 

Um die Übereinstimmung mit 

internationalem Recht zu gewährleisten 

und in der Union eine ordnungsgemäße 

Durchsetzung der neuen global 

festgesetzten Normwerte für den 

Schwefelgehalt sicherzustellen, sollten die 

Bestimmungen der Richtlinie 1999/32/EG 

an die revidierte Anlage VI zum 

MARPOL-Übereinkommen angeglichen 

werden.  

Begründung 

Der letzte Satz wird in Erwägungsgrund 6 b (neu) verschoben. Das dient der Klarheit, und es 

wird der Eindruck vermieden, der Grenzwert von 3,5 % könnte sich auf den Transport von 

Kraftstoff mit hohem Schwefelgehalt per Schiff beziehen. 
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Änderungsantrag 5 

Vorschlag für eine Richtlinie – Änderungsrechtsakt 

Erwägung 6 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (6a) Angesichts der Vorteile, die 

niedrigere Schwefelemissionen im 

Hinblick auf Luftqualität und Gesundheit 

bedeuten, und zur Schaffung unionsweit 

gleicher Rahmenbedingungen für den 

Seeverkehrssektor sollte die Kommission 

die Ausdehnung des Grenzwerts von 

0,1 % auf andere an das Festland von 

Mitgliedstaaten grenzende Seegebiete 

oder innerhalb einer bestimmten 

Entfernung von der Küstenlinie der 

Union und einen entsprechenden festen 

Zeitplan vorschlagen. 

Begründung 

Eine von der Kommission in Auftrag gegebene Bewertungsstudie hat ergeben, dass sich mit 

der Herabsetzung des Grenzwerts für Schwefelemissionen auf 0,1 % in der Nord- und Ostsee 

und im Ärmelkanal 2020 möglicherweise mehr als 17 000 vorzeitige Todesfälle pro Jahr 

vermeiden ließen. Wenn dieser Grenzwert auch für andere Seegebiete gelten würde oder ein 

Grenzwert eingeführt würde, der innerhalb einer bestimmten Entfernung von der Küste gilt 

(Kanada und die Vereinigten Staaten haben eine Küstenzone von bis zu 200 Seemeilen 

festgelegt), könnten noch mehr Leben gerettet werden, und die Mitgliedstaaten würden bei 

der Einhaltung der Luftqualitätsanforderungen unterstützt. 

Änderungsantrag 6 

Vorschlag für eine Richtlinie – Änderungsrechtsakt 

Erwägung 6 b (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (6b) Um eine Mindestqualität von 

Kraftstoffen zu gewährleisten, die von 

Schiffen zur Einhaltung der Kraftstoff- 

oder der Technologieauflagen verwendet 

werden, sollten Schiffskraftstoffe, deren 

Schwefelgehalt den allgemeinen 

Normwert von 3,5 Massenhundertteilen 
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überschreitet, in der Union nicht 

verwendet oder in Verkehr gebracht 

werden dürfen. Dieser Grenzwert sollte 

nicht für mit dem Schiff transportierten 

Kraftstoff, sondern nur für den Kraftstoff 

gelten, der für den Antrieb des Schiffs 

verwendet wird. 

Begründung 

Wenn Kraftstoff mit zu hohem Schwefelgehalt verwendet wird, könnte die Meeresumwelt beim 

Ableiten von Abwasser geschädigt werden. Es muss jedoch klar sein, dass der Grenzwert 

nach Artikel 3a nur für den Kraftstoff gilt, der für den Antrieb von Schiffen verwendet wird. 

Der Transport von Kraftstoff mit hohem Schwefelgehalt per Schiff ist nicht Gegenstand dieses 

Artikels. 

 

Änderungsantrag 7 

Vorschlag für eine Richtlinie – Änderungsrechtsakt 

Erwägung 7 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(7) Fahrgastschiffe werden größtenteils in 

Häfen oder nahe der Küste eingesetzt und 

haben erhebliche Auswirkungen auf die 

menschliche Gesundheit und die Umwelt. 

Diese Schiffe müssen Schiffskraftstoffe 

mit demselben maximalen Schwefelgehalt 

verwenden, wie er in den SOx-Emissions-

Überwachungsgebieten vorgeschrieben ist 

(1,5 %). Da die Normwerte für den 

Schwefelgehalt in den SOx-Emissions-

Überwachungsgebieten verschärft werden, 

sollten zur Verbesserung der Luftqualität in 

Hafen- und Küstennähe in den Gebieten, 

die keine SOx-Emissions-

Überwachungsgebiete sind, für 

Fahrgastschiffe dieselben Normwerte 

gelten. Die Einführung eines neuen, dem 

Normwert für SOx-Emissions-

Überwachungsgebiete entsprechenden 

Normwerts für Fahrgastschiffe würde 

jedoch fünf Jahre später erfolgen, um 

etwaige Probleme bei der 

Kraftstoffverfügbarkeit zu vermeiden. 

(7) Fahrgastschiffe werden größtenteils in 

Häfen oder nahe der Küste eingesetzt und 

haben erhebliche Auswirkungen auf die 

menschliche Gesundheit und die Umwelt. 

Diese Schiffe müssen Schiffskraftstoffe 

mit demselben maximalen Schwefelgehalt 

verwenden, wie er in den SOx-Emissions-

Überwachungsgebieten vorgeschrieben ist 

(1,5 %). Da die Normwerte für den 

Schwefelgehalt in den SOx-Emissions-

Überwachungsgebieten verschärft werden, 

sollten zur Verbesserung der Luftqualität in 

Hafen- und Küstennähe in den Gebieten, 

die keine SOx-Emissions-

Überwachungsgebiete sind, für 

Fahrgastschiffe dieselben Normwerte 

gelten. 
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Begründung 

Der Grenzwert von 0,1 % für den Schwefelgehalt sollte auf Fahrgastschiffe im Linienverkehr 

ausgedehnt werden. Um Wettbewerbsverzerrungen zu vermeiden, sollte dieser Grenzwert 

2015 in Kraft treten, wie im Fall der SOx-Emissions-Überwachungsgebiete. 

 

Änderungsantrag 8 

Vorschlag für eine Richtlinie – Änderungsrechtsakt 

Erwägung 8 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (8a) Bei der Durchsetzung des Grenzwerts 

von 0,10 % in den Jahren, die unmittelbar 

auf das Jahr 2015 folgen, sollte der 

Tatsache Rechnung getragen werden, 

dass die Verfügbarkeit von Kraftstoff mit 

niedrigem Schwefelgehalt unsicher ist 

und die Meinungen in Bezug auf die 

Wirksamkeit und die Zuverlässigkeit 

emissionsmindernder Technologien 

auseinandergehen. Insbesondere sollten 

die Kommission und die Mitgliedstaaten 

die Einführung von 

Abgasreinigungstechnologien 

unterstützen und davon Abstand nehmen, 

gegen Unternehmen vorzugehen, die sich 

ernsthaft um die Einhaltung der 

Vorschriften bemühen. Die 

Mitgliedstaaten sollten die Verfügbarkeit 

und die ausgewogene Verteilung von 

Kraftstoffen sicherstellen, die Regel 18 

der revidierten Anlage VI zum MARPOL-

Übereinkommen entsprechen. Sollte in 

einigen Häfen kein solcher Kraftstoff 

verfügbar sein, so sollte das Schiff die in 

der revidierten Anlage VI zum MARPOL-

Übereinkommen vorgesehene Ausnahme 

geltend machen dürfen, die bei Schiffen 

Anwendung findet, die trotz größter 

Bemühungen um die Beschaffung dieses 

den Normen entsprechenden Kraftstoffs 

keinen solchen Kraftstoff käuflich 

erwerben konnten. Das Schiff sollte nicht 

dazu verpflichtet sein, im Interesse der 

Einhaltung der Vorschriften vom 
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vorgesehenen Kurs abzuweichen oder die 

Weiterfahrt über Gebühr hinauszuzögern. 

Begründung 

Bei den Grenzwerten gemäß dem überarbeiteten Anhang VI des Übereinkommens zur 

Verhütung der Meeresverschmutzung handelt es sich um internationale Verpflichtungen, die 

von den Mitgliedstaaten übernommen wurden. In den Jahren, die unmittelbar auf das 

Jahr 2015 folgen, muss bei der Durchsetzung der Vorschriften jedoch berücksichtigt werden, 

ob der entsprechende Kraftstoff und die entsprechenden Technologien überhaupt verfügbar 

sind. Unternehmen, die sich um die Einhaltung der Vorschriften bemühen, dabei jedoch auf 

praktische Schwierigkeiten stoßen, sollte mit einer gewissen Toleranz begegnet werden. 

Änderungsantrag 9 

Vorschlag für eine Richtlinie – Änderungsrechtsakt 

Erwägung 11 a (neu)  

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (11a) Eine modale Rückverlagerung muss 

unbedingt verhindert werden, da ein 

Anwachsen des Anteils des 

Straßenfrachtverkehrs den 

klimapolitischen Zielen der Union 

zuwiderlaufen und zu vermehrter 

Staubildung führen würde. 

Begründung 

Die im Straßenfrachtverkehr durchschnittlich pro Tonne und Kilometer verursachten CO2-

Emissionen betragen das Siebenfache der im Seefrachtverkehr verursachten Emissionen. 

Folglich sollte dafür gesorgt werden, dass diese Richtlinie nicht dazu führt, dass sich der 

Seefrachtverkehr aufgrund höherer Schiffskraftstoffkosten auf die Straße verlagert. Ein 

steigendes Straßenverkehrsaufkommen würde zudem zu mehr Staus und Lärm führen – 

Probleme, unter denen die europäischen Bürger bereits jetzt zu leiden haben. 

 

Änderungsantrag 10 

Vorschlag für eine Richtlinie – Änderungsrechtsakt 

Erwägung 11 b (neu)  

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (11b) Aufgrund der Kosten, die mit den 

neuen Vorschriften zur Reduzierung der 

Schwefelemissionen verbunden sind, 
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besteht insbesondere in Gebieten und 

Wirtschaftszweigen, die stark vom 

Seeverkehr abhängig sind, die Gefahr 

einer Rückverlagerung auf andere 

Verkehrsträger. Die Kommission sollte 

bestehende Instrumente wie „Marco 

Polo“ und TEN-V, vor allem bei in an 

SOx-Emissions-Überwachungsgebiete 

angrenzenden Mitgliedstaaten, umfassend 

zur gezielten Unterstützung nutzen, damit 

die Gefahr einer modalen 

Rückverlagerung minimiert wird. 

Angesichts der derzeitigen 

Wirtschaftslage und der möglichen 

Auswirkungen der Richtlinie sollte die 

Kommission konkrete Maßnahmen 

vorschlagen, mit denen der 

Wirtschaftszweig wirtschaftlich und 

finanziell bei der Einführung 

umweltfreundlicher Schiffstechnologie 

vor Januar 2015 unterstützt wird, wobei 

der Verfügbarkeit der Kraftstoffe, deren 

Preisen, den Risiken einer 

Rückverlagerung auf andere 

Verkehrsträger und den Auswirkungen 

der in dieser Richtlinie vorgesehenen 

Maßnahmen auf sämtliche 

Wirtschaftsteilnehmer des 

Seeverkehrssektors besonders Rechnung 

zu tragen ist. 

Begründung 

Höhere Schiffskraftstoffkosten sind beim Transport von Waren mit einem hohen Volumen-

Wert-Verhältnis, wie Papier und Erz, besonders bedenklich. Für Projekte, mit denen der 

Einsatz von LNG- oder Abgasreinigungstechnologien unterstützt wird, können bereits Mittel 

aus dem Programm „Marco Polo“ oder dem TEN-V-Programm 

„Hochgeschwindigkeitsseewege“ in Anspruch genommen werden. Wenn die modale 

Rückverlagerung minimiert werden soll, müssen solche Finanzierungsquellen fortbestehen 

und ausgebaut werden. 
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Änderungsantrag 11 

Vorschlag für eine Richtlinie – Änderungsrechtsakt 

Erwägung 12 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (12a) Bei Einsatz von Flüssigerdgas 

(LNG) werden nahezu keine 

Schwefelemissionen verursacht. 

Zusammen mit der nächsten 

überarbeiteten Fassung des 

Übereinkommens zum Schutz des 

menschlichen Lebens auf See (SOLAS-

Übereinkommen) wird 2014 

voraussichtlich auch eine neue Regelung 

für Schiffe mit LNG-Antrieb eingeführt. 

Die Mitgliedstaaten sollten dem Umstand, 

dass die Sicherheit und die Verfügbarkeit 

sowie eine sichere Bebunkerung von 

Schiffen mit LNG-Antrieb sichergestellt 

werden muss, besondere Aufmerksamkeit 

widmen und dabei dafür sorgen, dass bei 

der Überarbeitung des SOLAS-

Übereinkommens keine unnötigen 

Hindernisse für den Einsatz dieses 

Kraftstoffs geschaffen werden. Die 

Kommission sollte EU-Finanzquellen wie 

Marco Polo möglichst weitgehend dazu 

einsetzen, dass die Nutzung von 

schwefelarmem LNG als Kraftstoff im 

Seeverkehr gefördert wird. Die 

Mitgliedstaaten sollten zu dieser 

Entwicklung beitragen, indem sie für 

Reedereien, die in die Nutzung von LNG 

bzw. in Entwicklung und Einsatz von 

Abgasreinigungssystemen investieren, 

Steuervergünstigungen einführen. 

Begründung 

Bei der Überarbeitung von Anhang VI des Übereinkommens zur Verhütung der 

Meeresverschmutzung durch Schiffe (MARPOL) muss früheren Erfahrungen Rechnung 

getragen werden. (Das MARPOL-Übereinkommen wurde 2008 geschlossen. Da der 

Vorschlag der Kommission aber erst drei Jahre später vorliegt, stellen einige Mitgliedstaaten 

nun in Frage, was vereinbart wurde.) Da die Mitgliedstaaten im Gegensatz zur Kommission 

Mitgliedstaaten der IMO sind, sollten sie dafür sorgen, dass der Einsatz des sauberen LNG-

Kraftstoffs mit der neuen LNG-Regelung gefördert wird, ohne bei den Sicherheitsnormen 
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Abstriche zu machen. 

Die Sicherheitsvorschriften für die Bebunkerung und die Verfügbarkeit von Bunkeranlagen 

sollten berücksichtigt werden. 

 

Änderungsantrag 12 

Vorschlag für eine Richtlinie – Änderungsrechtsakt 

Erwägung 12 b (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (12a) Als alternative Maßnahme zur 

Verringerung der Emissionen können die 

Mitgliedstaaten die Versorgung im Hafen 

liegender Schiffe mit an Land erzeugtem 

Strom fördern, sodass keine bordseitigen 

Stromversorgungssysteme zum Einsatz 

kommen. 

 

 

 

Änderungsantrag 13 

Vorschlag für eine Richtlinie – Änderungsrechtsakt 

Artikel 1 – Nummer 4 

Richtlinie 1999/32/EG 

Artikel 3a 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass 

Schiffskraftstoffe, deren Schwefelgehalt 

3,5 Massenhundertteile überschreitet, in 

ihrem Hoheitsgebiet nicht verwendet oder 

in Verkehr gebracht werden. 

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass 

Schiffskraftstoffe, deren Schwefelgehalt 

3,5 Massenhundertteile überschreitet, in 

ihrem Hoheitsgebiet nicht verwendet 

werden. Schiffskraftstoffe, deren 

Schwefelgehalt 3,5 Massenhundertteile 

überschreitet, sollten nur im 

Zusammenhang mit 

emissionsmindernden Verfahren 

eingesetzt werden dürfen, die mindestens 

die gleichen positiven Effekte auf die 

Umwelt haben, wie diejenigen, die bei 

Verwendung von schwefelarmen 

Kraftstoffen erzielt worden wären. 
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Begründung 

Kraftstoffe, die einen höheren Schwefelgehalt als 3,5 % haben, sollten nicht generell verboten 

werden, wenn gleichzeitig emissionsmindernde Technologien gefördert werden sollen, mit 

denen Kraftstoffe mit einem höheren Schwefelgehalt eingesetzt werden können. Kraftstoffe mit 

einem höheren Schwefelgehalt sollten in der Union nur im Zusammenhang mit den 

entsprechenden emissionsmindernden Technologien zugelassen sein. 

 

 

Änderungsantrag 14 

Vorschlag für eine Richtlinie – Änderungsrechtsakt 

Artikel 1 – Nummer 6 – Buchstabe a 

Richtlinie 1999/32/EG 

Artikel 4a – Überschrift 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Maximaler Schwefelgehalt von 

Schiffskraftstoffen zur Verwendung in den 

Hoheitsgewässern, in ausschließlichen 

Wirtschaftszonen und in 

Schadstoffkontrollgebieten der 

Mitgliedstaaten, einschließlich SOx-

Emissions-Überwachungsgebieten, sowie 

in Fahrgastschiffen im Linienverkehr von 

oder nach einem Hafen der Union 

Maximaler Schwefelgehalt von 

Schiffskraftstoffen zur Verwendung in den 

Hoheitsgewässern, in ausschließlichen 

Wirtschaftszonen und in 

Schadstoffkontrollgebieten der 

Mitgliedstaaten, einschließlich SOx-

Emissions-Überwachungsgebieten, sowie 

in Fahrgastschiffen von oder nach einem 

Hafen der Union 

 

Änderungsantrag 15 

Vorschlag für eine Richtlinie – Änderungsrechtsakt 

Artikel 1 – Nummer 6 – Buchstabe b 

Richtlinie 1999/32/EG 

Artikel 4a – Absatz 1 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(1) Die Mitgliedstaaten ergreifen alle 

erforderlichen Maßnahmen, um 

sicherzustellen, dass in den Teilen ihrer 

Hoheitsgewässer, ausschließlichen 

Wirtschaftszonen und 

Schadstoffkontrollgebiete, die in einem 

SOx-Emissions-Überwachungsgebiet 

liegen, keine Schiffskraftstoffe verwendet 

werden, deren Schwefelgehalt folgende 

(1) Die Mitgliedstaaten ergreifen alle 

erforderlichen Maßnahmen, um 

sicherzustellen, dass in den Teilen ihrer 

Hoheitsgewässer, ausschließlichen 

Wirtschaftszonen und 

Schadstoffkontrollgebiete, die in einem 

SOx-Emissions-Überwachungsgebiet 

liegen, und in den Teilen ihrer 

Hoheitsgewässer, die nicht in einem SOx-
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Werte überschreitet: Emissions-Überwachungsgebiet liegen, 
keine Schiffskraftstoffe verwendet werden, 

deren Schwefelgehalt folgende Werte 

überschreitet: 

 

 

Änderungsantrag 16 

Vorschlag für eine Richtlinie – Änderungsrechtsakt 

Artikel 1 – Nummer 6 – Buchstabe b 

Richtlinie 1999/32/EG 

Artikel 4a – Absatz 1 – Unterabsatz 2 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Dieser Absatz gilt für Schiffe aller Flaggen 

einschließlich Schiffe, die ihre Fahrt 

außerhalb der Union angetreten haben. 

Dieser Absatz gilt für Schiffe aller Flaggen 

einschließlich Schiffe, die ihre Fahrt 

außerhalb der Union angetreten haben. 

 Ausgenommen von der in Unterabsatz 1 

Buchstabe b genannten Regelung sind 

Schiffe, die im Kurzstreckenseeverkehr 

tätig sind. Für sie bleibt die in 

Unterabsatz 1 Buchstabe a genannte 

Regelung für einen Übergangszeitraum 

von fünf Jahren gültig. 

 Sollte es sich für die Anwendung dieser 

Ausnahme als notwendig erweisen, sind 

die EU-Mitgliedstaaten gefordert, die 

rechtlichen Voraussetzungen dafür in der 

IMO zu schaffen. 

 

Änderungsantrag 17 

Vorschlag für eine Richtlinie – Änderungsrechtsakt 

Artikel 1 – Nummer 6 – Buchstabe c 

Richtlinie 1999/32/EG 

Artikel 4a – Absatz 1a – Einleitung 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(1) Die Mitgliedstaaten ergreifen alle 

erforderlichen Maßnahmen, um 

sicherzustellen, dass in ihren 

Hoheitsgewässern, ausschließlichen 

Wirtschaftszonen und 

(1) Die Mitgliedstaaten ergreifen alle 

erforderlichen Maßnahmen, um 

sicherzustellen, dass in ihren 

Hoheitsgewässern, ausschließlichen 

Wirtschaftszonen und 
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Schadstoffkontrollgebieten keine 

Schiffskraftstoffe verwendet werden, deren 

Schwefelgehalt folgende Werte 

überschreitet: 

Schadstoffkontrollgebieten außerhalb von 

SOx-Emissions-Überwachungsgebieten 
keine Schiffskraftstoffe verwendet werden, 

deren Schwefelgehalt folgende Werte 

überschreitet: 

Begründung 

Um Wettbewerbsverzerrungen zu vermeiden, sollte der für die SOx-Emissions-

Überwachungsgebiete geltende Grenzwert für den Schwefelgehalt von Schiffskraftstoffen 

ebenso in den Hoheitsgewässern aller Mitgliedstaaten gelten. 

 

Änderungsantrag 18 

Vorschlag für eine Richtlinie – Änderungsrechtsakt 

Artikel 1 – Nummer 6 – Buchstabe c 

Richtlinie 1999/32/EG 

Artikel 4a – Absatz 1a – Buchstabe b 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(b) 0,50 Massenhundertteile ab 1. Januar 

2020. 

(b) 0,10 Massenhundertteile ab 1. Januar 

2015. 

Begründung 

Um Wettbewerbsverzerrungen zu vermeiden, sollte der für die SOx-Emissions-

Überwachungsgebiete geltende Grenzwert für den Schwefelgehalt von Schiffskraftstoffen 

ebenso in den Hoheitsgewässern aller Mitgliedstaaten gelten. 

 

 

Änderungsantrag 19 

Vorschlag für eine Richtlinie – Änderungsrechtsakt 

Artikel 1 – Nummer 6 – Buchstabe  d 

Richtlinie 1999/32/EG 

Artikel 4a – Absatz 2 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Die Kommission wird ermächtigt, gemäß 

Artikel 9a dieser Richtlinie delegierte 

Rechtsakte zu erlassen, die die Ausweisung 

von Seegebieten als SOx-Emissions-

Überwachungsgebiete auf der Grundlage 

des Beschlusses der IMO gemäß Regel 14 

Die Kommission wird ermächtigt, gemäß 

Artikel 9a dieser Richtlinie delegierte 

Rechtsakte zu erlassen, die die Ausweisung 

von Seegebieten als SOx-Emissions-

Überwachungsgebiete auf der Grundlage 

des Beschlusses der IMO gemäß Regel 14 
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Nummer 3 Absatz 2 der Anlage VI zum 

MARPOL-Übereinkommen betreffen. 

Nummer 3 Absatz 2 der Anlage VI zum 

MARPOL-Übereinkommen betreffen. 

Neue Emissions-Überwachungsgebiete 

sind nach dem Verfahren der IMO gemäß 

Anlage VI zum MARPOL-

Übereinkommen auszuweisen; hierfür ist 

ein fundiertes, auf wissenschaftlichen 

Daten sowie ökologischen und 

wirtschaftlichen Argumenten basierendes 

Modell als Grundlage heranzuziehen. 

 

 

Änderungsantrag 20 

Vorschlag für eine Richtlinie – Änderungsrechtsakt 

Artikel 1 – Nummer 6 – Buchstabe  e 

Richtlinie 1999/32/EG 

Artikel 4a – Absatz 4 – Einleitung 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(4) Die Mitgliedstaaten ergreifen alle 

erforderlichen Maßnahmen, um 

sicherzustellen, dass im Linienverkehr von 

oder nach einem Hafen der Union 

betriebene Fahrgastschiffe in ihren 

Hoheitsgewässern, ausschließlichen 

Wirtschaftszonen und 

Schadstoffkontrollgebieten außerhalb von 

SOx-Emissions-Überwachungsgebieten 

keine Schiffskraftstoffe verwenden, deren 

Schwefelgehalt folgende Werte 

überschreitet: 

(4) Die Mitgliedstaaten ergreifen alle 

erforderlichen Maßnahmen, um 

sicherzustellen, dass von oder nach einem 

Hafen der Union betriebene 

Fahrgastschiffe in ihren Hoheitsgewässern, 

ausschließlichen Wirtschaftszonen und 

Schadstoffkontrollgebieten außerhalb von 

SOx-Emissions-Überwachungsgebieten 

keine Schiffskraftstoffe verwenden, deren 

Schwefelgehalt folgende Werte 

überschreitet: 

 

Änderungsantrag 21 

Vorschlag für eine Richtlinie – Änderungsrechtsakt 

Artikel 1 – Nummer 6 – Buchstabe e 

Richtlinie 1999/32/EG 

Artikel 4a – Absatz 4 – Buchstabe c a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (ca) 0,5 Massenhundertteile ab 1. Januar 

2015; 
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Begründung 

Gemäß dem Vorschlag der Kommission soll der Grenzwert für Fahrgastschiffe im 

Linienverkehr (der zurzeit an den SECA-Grenzwert angeglichen ist) 2020, also fünf Jahre 

nach Einführung des neuen Grenzwerts in den SECA, auf 0,1 % heruntergesetzt werden. Das 

ist, sofern genügend schwefelarmer Kraftstoff zur Verfügung steht, auch dadurch 

gerechtfertigt, dass Fahrgastschiffe in der Regel nahe den Küsten verkehren, d. h., wenn der 

Grenzwert bereits ab 2015 etwas heruntergesetzt wird, ergeben sich wesentliche Vorteile für 

die Gesundheit. 

 

Änderungsantrag 22 

Vorschlag für eine Richtlinie – Änderungsrechtsakt 

Artikel 1 – Nummer 6 – Buchstabe e 

Richtlinie 1999/32/EG 

Artikel 4 a – Absatz 6 – Buchstabe d a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (da) sie gestatten einem Schiff, das die 

Vorschriften dieser Richtlinie nicht 

einhält, auf die Maßnahmen gemäß 

Regel 18 Absatz 2.2 und 2.3 

zurückzugreifen, sofern die in Absatz 2.1 

dieser Regel aufgeführten Bedingungen 

erfüllt sind; 

Begründung 

Regel 18 des MARPOL-Übereinkommens sieht vor, dass ein Schiff, das sich nachweislich 

nicht mit Brennstoff versorgen konnte, seinen Kurs nicht ändern bzw. seine Weiterfahrt nicht 

verzögern muss, damit die Vorschriften des Übereinkommens eingehalten werden. Mit der 

Änderung soll diese Ausnahme in die Richtlinie aufgenommen werden, und zwar für Schiffe, 

die außerplanmäßig einen Hafen der Union anlaufen müssen, weil sie sich vorher nicht mit 

Kraftstoff versorgen konnten. 

 

 

Änderungsantrag 23 

Vorschlag für eine Richtlinie – Änderungsrechtsakt 

Artikel 1 – Nummer 7 

Richtlinie 1999/32/EG 

Artikel 4b – Absatz 3 
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(3) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass 

Gasöl für den Seeverkehr, dessen 

Schwefelgehalt 0,10 Massenhundertteile 

überschreitet, in ihrem Hoheitsgebiet 

nicht in Verkehr gebracht wird. 

entfällt 

Begründung 

Der neue Artikel 4b sollte gestrichen werden, da von der Ölindustrie voraussichtlich Gasöl 

für den Seeverkehr angeboten werden wird, dessen Schwefelgehalt zwar über 

0,10 Massenhundertteilen, aber nicht über 0,50 Massenhundertteilen liegt, und das die ab 

2020 oder 2025 geltenden allgemeinen Anforderungen in Bezug auf den Schwefelgehalt 

erfüllt. 

 

 

Änderungsantrag 24 

Vorschlag für eine Richtlinie – Änderungsrechtsakt 

Artikel 1 – Nummer 7 

Richtlinie 1999/32/EG 

Artikel 4b – Absatz 3 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (3a) Die Behörden eines Mitgliedstaats 

können alle zum Einbau in ein Schiff 

bestimmten Einrichtungen, Werkstoffe, 

Vorrichtungen oder Geräte oder anderen 

Verfahren, alternativen Kraftstoffe oder 

Einhaltungsverfahren genehmigen, die 

alternativ zu den in dieser Richtlinie 

entsprechend festgelegten eingesetzt 

werden, wenn diese Einrichtungen, 

Werkstoffe, Vorrichtungen oder Geräte 

oder anderen Verfahren, alternativen 

Kraftstoffe oder Einhaltungsverfahren in 

Bezug auf die Verringerung der 

Emissionen mindestens so wirksam sind, 

wie in dieser Richtlinie vorgesehen, 

einschließlich der Normen gemäß den 

Artikeln 4a und 4b. 
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Begründung 

In den Festlegungen zu gleichwertigen Möglichkeiten in Regel 4 der Anlage VI zum 

MARPOL-Übereinkommen sind nicht-technische oder operative Verfahren vorgesehen, mit 

denen alternativ eingesetzte Einhaltungsverfahren angenommen werden können. Diese 

Bestimmungen sollten in die überarbeitete EU-Richtlinie übernommen werden, um die 

Entwicklung innovativer Technologien sowie entsprechende Investitionen zu fördern. 

 

 

Änderungsantrag 25 

Vorschlag für eine Richtlinie – Änderungsrechtsakt 

Artikel 1 – Nummer 7 

Richtlinie 1999/32/EG 

Artikel 4b a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 Artikel 4ba 

 Verfügbarkeit von Schiffskraftstoffen 

 (1) Die Mitgliedstaaten treffen die 

erforderlichen Maßnahmen, um die 

Verfügbarkeit und die ausgewogene 

Verteilung von Schiffskraftstoffen 

sicherzustellen, 

 – deren Schwefelgehalt 

0,1 Massenhundertteile nicht übersteigt, 

und zwar ab dem 1. Januar 2015, 

 – deren Schwefelgehalt 

0,5 Massenhundertteile nicht übersteigt, 

und zwar ab dem 1. Januar 2020. 

 (2) Absatz 1 schließt die Einführung 

solcher Maßnahmen zu einem früheren 

Zeitpunkt nicht aus. 

 

 

Änderungsantrag 26 

Vorschlag für eine Richtlinie – Änderungsrechtsakt 

Artikel 1 – Nummer 7  

Richtlinie 1999/32/EG 

Artikel 4c – Absatz 2 a (neu) 
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (2a) Als alternative Maßnahme zur 

Verringerung der Emissionen fördern die 

Mitgliedstaaten die Versorgung im Hafen 

liegender Schiffe mit an Land erzeugtem 

Strom. 

 

 

Änderungsantrag 27 

Vorschlag für eine Richtlinie – Änderungsrechtsakt 

Artikel 1 – Nummer 7 

Richtlinie 1999/32/EG 

Artikel 4c – Absatz 3 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (3a) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, 

dass die Hafenbehörden in die 

Hafengebühren oder andere Abgaben alle 

Kosten einbeziehen, die bei der Annahme, 

Behandlung und Entsorgung von 

Flüssigkeiten aus 

Abgasreinigungssystemen gemäß der 

Richtlinie 2000/59/EG des Europäischen 

Parlaments und des Rates vom 

27. November 2000 über 

Hafenauffangeinrichtungen für 

Schiffsabfälle und Ladungsrückstände* 

entstehen. 

 _____________ 

 * ABl. L 332 vom 28.12.2000, S. 81. 

Begründung 

Die Richtlinie über Hafenauffangeinrichtungen für Schiffsabfälle wird derzeit überarbeitet. 

Im Zusammenhang mit der Entsorgung der Abfälle aus Abgasreinigungssystemen sollte auf 

die entsprechende Richtlinie verwiesen werden. 

 

 

Änderungsantrag 28 



 

PE474.004v04-00 24/30 AD\889352DE.doc 

DE 

Vorschlag für eine Richtlinie – Änderungsrechtsakt 

Artikel 1 – Nummer 7 

Richtlinie 1999/32/EG 

Artikel 4c – Absatz 4 –Einleitung 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Die Kommission wird ermächtigt, gemäß 

Artikel 9a dieser Richtlinie delegierte 

Rechtsakte zu erlassen, die Folgendes 

betreffen: 

Zur Anwendung der von der IMO 

angenommenen einschlägigen Normen 

und Instrumente wird die Kommission 

ermächtigt, gemäß Artikel 9a dieser 

Richtlinie delegierte Rechtsakte zu 

erlassen, die Folgendes betreffen: 

Begründung 

Mit dem derzeitigen Wortlaut entsteht der Eindruck, dass die Kommission mit delegierten 

Rechtsakten von den Beschlüssen der IMO abweichende Maßnahmen erlassen kann. Es muss 

aber volle Übereinstimmung mit Anlage VI zum MARPOL-Übereinkommen gewahrt bleiben, 

falls Diskrepanzen in der EU in Bezug auf emissionsmindernde Verfahren dazu führen, dass 

Alternativen zur Verwendung von schwefelarmen Brennstoffen – ein besonders wichtiger 

Gesichtspunkt dieser Richtlinie – nicht gefördert werden. 

 

 

Änderungsantrag 29 

Vorschlag für eine Richtlinie – Änderungsrechtsakt 

Artikel 1 – Nummer 8 a (neu) 

Richtlinie 1999/32/EG 

Artikel 4e a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 8a. Folgender Artikel wird eingefügt: 

 „Artikel 4ea 

 Verfügbarkeit von Kraftstoffen 

 Unbeschadet der Artikel 3 und 4 gilt: 

 (1) Wenn ein Mitgliedstaat feststellt, dass 

ein Schiff die gemäß der vorliegenden 

Richtlinie für Kraftstoffe geltenden 

Normen nicht erfüllt, ist die zuständige 

Behörde des Mitgliedstaats befugt, das 

Schiff zur Vorlage der folgenden 

Nachweise aufzufordern: 

 (a) Aufzeichnungen zu den Maßnahmen, 
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die mit Blick auf die Einhaltung der 

Vorschriften getroffen wurden, und 

 (b) Nachweise, die belegen, dass gemäß 

dem Routenplan versucht wurde, 

Kraftstoff käuflich zu erwerben, und, 

wenn der Kraftstoff nicht planmäßig 

lieferbar war, Nachweise, die belegen, 

dass versucht wurde, Alternativen zur 

Versorgung mit dem Kraftstoff zu 

ermitteln, und dass trotz größter 

Bemühungen um die Beschaffung 

vorschriftsmäßigen Kraftstoffs kein 

solcher Kraftstoff käuflich erhältlich war. 

 (2) Das Schiff ist nicht dazu verpflichtet, 

im Interesse der Einhaltung der 

Vorschriften vom vorgesehenen Kurs 

abzuweichen oder die Weiterfahrt über 

Gebühr hinauszuzögern. 

 (3) Erbringt ein Schiff die in Absatz 1 

dieses Artikels genannten Belege, so 

werden die einschlägigen 

Begleitumstände und die vorgelegten 

Nachweise von den Mitgliedstaaten bei 

der Festlegung der in diesem Fall zu 

treffenden Maßnahmen berücksichtigt, 

dazu gehört auch der Verzicht auf 

Kontrollmaßnahmen. 

 (4) Wenn ein Schiff keinen den Normen 

entsprechenden Kraftstoff käuflich 

erwerben kann, setzt es seine Behörden 

und die zuständige Behörde des 

betreffenden Bestimmungshafens darüber 

in Kenntnis. 

 (5) Die Mitgliedstaaten unterrichten die 

Kommission, wenn ein Schiff den 

Nachweis dafür erbracht hat, dass den 

Normen entsprechender Kraftstoff nicht 

lieferbar war.“ 

 

 

Änderungsantrag 30 

Vorschlag für eine Richtlinie – Änderungsrechtsakt 

Artikel 1 – Nummer 9 – Buchstabe a 
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Richtlinie 1999/32/EG 

Artikel 6 – Absatz 1 – Unterabsatz 2 – Buchstabe b 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

b) Probenahme und Analyse des 

Schwefelgehalts von zur Verfeuerung an 

Bord bestimmtem Schiffskraftstoff in 

Tanks und in verschlossenen Behältern an 

Bord von Schiffen; 

b) Probenahme und Analyse des 

Schwefelgehalts von zur Verfeuerung an 

Bord bestimmtem Schiffskraftstoff in 

verschlossenen Behältern an Bord von 

Schiffen; 

Begründung 

Das MARPOL-Übereinkommen sieht ausschließlich die Analyse von verschlossenen 

Behältern vor, weil nur dadurch die Homogenität des verwendeten Kraftstoffs gewährleistet 

ist. Die IMO hält die Entnahme von Kraftstoffproben aus Tanks für nicht aussagekräftig. Es 

wäre verfrüht, die Analyse von Kraftstoffproben aus Tanks vorzuschreiben. Die Kommission 

kann diese Richtlinie mittels delegierter Rechtsakte mit allen künftigen einschlägigen 

Entwicklungen in Einklang bringen. 

 

 

Änderungsantrag 31 

Vorschlag für eine Richtlinie – Änderungsrechtsakt 

Artikel 1 – Nummer 10 – Buchstabe c 

Richtlinie 1999/32/EG 

Artikel 7 – Absätze 2 und 3 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

c) Die Abätze 2 und 3 werden gestrichen. c) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

 „(2) Die Kommission legt dem 

Europäischen Parlament und dem Rat 

binnen [zwei] Jahren nach Inkrafttreten 

dieser Richtlinie einen Bericht vor, der 

sich unter anderem auf Folgendes stützt: 

 (a) die gemäß Absatz 1 eingereichten 

Jahresberichte, 

 (b) die beobachtete Entwicklung der 

Luftqualität (Schadstoffkonzentrationen 

und -belastung der Luft sowie 

Partikelablagerung), Versauerung, 

Kraftstoffkosten und Rückverlagerung 

auf andere Verkehrsträger, 

 (c) Fortschritte bei der Verringerung der 
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Schwefel- und Stickoxid- sowie 

Partikelemissionen, einschließlich Ruß, 

von Schiffen durch IMO-Mechanismen 

aufgrund entsprechender Initiativen der 

Union, 

 (d) eine neue Kosten-Nutzen-Analyse, 

einschließlich direkter und indirekter 

Vorteile für die Umwelt, der Maßnahmen 

nach Artikel 4a Absatz 4 und etwaiger 

weiterer Maßnahmen zur Reduzierung 

der Emissionen und 

 (e) den etwaigen Einsatz ökonomischer 

Instrumente in Ergänzung zu den 

niedrigeren Schwefelhöchstgrenzen, 

beispielsweise Steuerregelungen zur 

Reduzierung der Emissionen bei 

eindeutigen Vorteilen für Umwelt und 

Gesundheit und 

 (f) die Umsetzung der Artikel 4c, 4d und 

4e, 

 (g) den Einsatz und die Verfügbarkeit 

sowohl bord- als auch landseitiger 

Abgasreinigungssysteme, 

 (h) die Entwicklungen im Bereich 

Verfügbarkeit von Kraftstoffen. 

 In dem Bericht an das Europäische 

Parlament und den Rat trägt die 

Kommission vor allem Vorschlägen zur 

Ausweisung weiterer SOx- und NOx-

Emissions-Überwachungsgebiete 

Rechnung. Dem Bericht wird 

gegebenenfalls ein Legislativvorschlag 

zur weiteren Reduzierung der durch 

Schiffe bedingten Emissionen beigelegt.“ 

 ca) Absatz 3 wird gestrichen. 

 

 

Änderungsantrag 32 

Vorschlag für eine Richtlinie – Änderungsrechtsakt 

Artikel 1 – Nummer 10 

Richtlinie 1999/32/EG 

Artikel 7 – Absatz 3 a (neu) 
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (3a) Die Kommission legt bis 1. Januar 

2013 eine umfassende Untersuchung über 

die Auswirkungen der Einführung dieser 

Richtlinie, vor allem in Bezug auf eine 

etwaige Verlagerung des Frachtverkehrs 

vom Seeverkehr auf landgestützte 

Verkehrsträger, vor. Dabei untersucht die 

Kommission auch die Auswirkungen der 

Einführung der Schwefelgehaltsgrenze 

von 0,1 Massenhundertteilen in allen EU-

Seegebieten. Ergibt sich aus dieser 

Untersuchung, dass der Frachtverkehr 

sich vom Seeverkehr auf landgestützte 

Verkehrsträger verlagert, legt die 

Kommission einen alternativen 

Legislativvorschlag vor, der bewirkt, dass 

keine solche Rückverlagerung auf 

landgestützte Verkehrsträger stattfindet. 

 

 

Änderungsantrag 33 

Vorschlag für eine Richtlinie – Änderungsrechtsakt 

Artikel 1 – Nummer 10 - Buchstabe  c b (neu) 

Richtlinie 1999/32/EG 

Artikel 7 – Absatz 3 b (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 cb) Folgender Absatz 3a wird eingefügt: 

 (3b) Beschließt die Internationale 

Seeschifffahrtsorganisation vor dem 

1. Januar 2015 eine Anpassung des 

Anhangs VI zum MARPOL-

Übereinkommen, so legt die Kommission 

automatisch einen neuen Vorschlag vor, 

durch den diese Anpassung in das 

Unionsrecht übernommen wird. 

 

 

Änderungsantrag 34 
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Vorschlag für eine Richtlinie – Änderungsrechtsakt 

Anhang 

Richtlinie 1999/32/EG 

Anhang 2 – Absatz 2 – Spiegelstrich 2 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

– ausführlich dokumentieren, dass etwaige 

in das Meer, einschließlich in geschlossene 

Häfen und in Flussmündungen, abgeleitete 

Abfallströme keine erheblichen negativen 

Auswirkungen auf die menschliche 

Gesundheit und die Umwelt haben und 

keine entsprechenden Gefahren 

verursachen. 

– ausführlich dokumentieren, dass etwaige 

in das Meer, einschließlich in geschlossene 

Häfen und in Flussmündungen, abgeleitete 

Abfallströme, auch Abwasser gemäß den 

Auflagen für Abgasreinigungssysteme 

nach der IMO-Entschließung 

MEPC.184(59), keine erheblichen 

negativen Auswirkungen auf die 

menschliche Gesundheit und die Umwelt 

haben und keine entsprechenden Gefahren 

verursachen. 
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